Stadt Hilden

Niederschrift

uber die 23. offentliche und nichtoffentliche Sitzung des Rates der Stadt Hilden am
Mittwoch, 31.10.2012 um 17:00 Uhr, im Burgersaal des Biirgerhauses

Anwesend waren:

Vorsitz
Herr Blrgermeister Horst Thiele

Ratsmitglieder

Frau Birgit Alkenings SPD
Herr Hans-Georg Bader SPD
Frau Anabela Barata SPD
Herr Manfred Bohm SPD
Herr Christoph Bosbach SPD
Herr Torsten Brehmer SPD
Herr Reinhold Daniels SPD
Frau Dagmar Hebestreit SPD
Herr Rolf Mayr SPD
Herr Hans-Werner Schneller SPD
Herr Dominik Stoter SPD
Herr Hans-Jirgen Weber SPD
Herr Kurt Wellmann SPD
Frau Marion Buschmann CDhuU
Herr Lothar Kaltenborn CDU
Herr Dr. Stephan Lipski CDhu
Frau Claudia Schlottmann CDhuU
Herr Rainer Schlottmann CDU
Herr Norbert Schreier CDhU
Herr Jurgen Spelter CDhuU
Frau Birgit Behner BA/CDf
Herr Walter Corbat BA/CDf
Herr Markus Hanten BA/CDf
Frau Sabine Kittel BA/CDf
Frau Dr. Christina Krasemann-Sharma BA/CDf
Herr Ludger Reffgen BA/CDf
Herr Dr. Peter Schnatenberg BA/CDf bis TOP 13
Frau Claudia Beier BA/CDf
Herr Rudolf Joseph FDP
Herr Thomas Remih FDP
Frau Martina Reuter FDP
Frau Heidi Weiner FDP
Herr Klaus-Dieter Bartel Grine
Herr Abdullah Dogan Grine
Herr Hartmut Toska Griine
Frau Susanne Vogel Grune
Herr Prof. Dr. Ralf Bommermann dUH

Herr Werner Horzella dUH



Frau Marlene Kochmann
Herr Glinter Pohlmann
Herr Friedhelm Burchartz
Herr Dr. Heimo Haupt

dUH
dUH
Freie Liberale
Freie Liberale

Frau Angelika Urban

Von der Verwaltung

Herr 1. Beig. Norbert Danscheidt
Herr Beig. Reinhard Gatzke

Frau Beig. Rita Hoff

Herr KAmmerer Heinrich Klausgrete
Herr Michael Witek

Herr Lutz Wachsmann

Herr Roland Becker

Herr Tobias Schlusche

Es fehlte/n:

Ratsmitglieder
Frau Ute-Lucia Krall

3.1

3.2

4.1

4.2

Tagesordnung:

Er6ffnung der Sitzung

Anderungen zur Tagesordnung

Einwohnerfragestunde

Befangenheitserklarungen

CO-Pipeline der Firma Bayer-Material Science - Sachstandsbericht
Angelegenheiten des Stadtentwicklungsausschusses

1. Nachtragssatzung zur Satzung der Stadt Hilden tber Gestaltung,
Grof3e und Anzahl von Abstellplatzen fur Fahrrader (Fahrradabstell-
platzsatzung) vom 26.05.2011

Bebauungsplan Nr. 236A fir den Bereich der Grundstlicke Augusta-
strale 14 bis 24 / Weiterbildungszentrum ,Altes Helmholtz*:
Abhandlung der Anregungen

Satzungsbeschluss

Allgemeine Ratsangelegenheiten

Umbesetzung in Ausschiissen und Fraktionswechsel in der FL

Mdglicher Erwerb der Anteile von der West GKA an der GKA Grund-
stiicksgesellschaft Hilden mbH

bis TOP 6.1

WP 09-14 SV
61/157

WP 09-14 SV
61/164/1

WP 09-14 SV
01/094

WP 09-14 SV
20/083/1



4.3  Besetzung der Einigungsstelle nach 8§ 67 Landespersonalvertre- WP 09-14 SV

tungsgesetz (LPVG) 10/056
4.4  Untersuchung der Gesamtverwaltung durch das Beratungsunter- WP 09-14 SV
nehmen Public Sector Managementberatung GmbH (BSL) 10/057
hier: Sachstand zur Umsetzung der BSL-Ergebnisse
5 Haushalts- und Geblhrenangelegenheiten
5.1 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung zur tberplanmaf3i- WP 09-14 SV
gen Bereitstellung von Haushaltsmitteln 51/212
6 Antréage
6.1 Neues Logo der Stadt - Antrag der Fraktion BA/CDf WP 09-14 SV
01/095
6.2  Antrag der Fraktion BA/CDf vom 19.9./21.09.2012 WP 09-14 SV
hier: Beratung der Grundsatzfrage zum Verkauf der Immobilie Heili- 01/093

genstralRe 13 in ¢ffentlicher Ratssitzung
7 Mitteilungen und Beantwortungen von Anfragen
8 Entgegennahme von Anfragen und Antragen
8.1 Anfrage DUH - Tempo 30 auf dem Westring
8.2  Anfrage BA/CDf - Nutzungsrecht Ellen-Wiederhold-Platz
8.3  Antrag Bundnis90/Die Griinen - Car-Sharing
8.4  Anfrage Biundnis90/Die Griinen - Hausmeisterkonzept

8.5 Anfrage DUH - Schrammborde an den Auf- und Abfahrten der A 46

Eroéffnung der Sitzung

Der Vorsitzende, Burgermeister Thiele, er6ffnete die Sitzung und begrif3te die anwesenden Mit-
glieder des Rates, die Vertreter der Presse und die erschienenen Zuhorer. Er stellte fest, dass die
Unterlagen vollstédndig zugegangen seien.

Anderungen zur Tagesordnung

Anderungen zur Tagesordnung ergaben sich nicht.



Einwohnerfragestunde

Dr. Steinbach, Schulstr. 51, Vorsitzender Schulpflegschaft GGS Schulstr. — Hausmeisterkonzept

Dr. Steinbach wies auf die unbefriedigende Situation im Hinblick auf das neue Hausmeisterkonzept
hin und fragte nach, ob sich hieran etwas &ndern liel3e.

1. Beig. Danscheidt erklarte, dass die Missstéande der Verwaltung bekannt seien und bereits an
Verbesserungen des Konzeptes gearbeitet werde.

1 Befangenheitserklarungen
keine
2 CO-Pipeline der Firma Bayer-Material Science - Sachstandsbericht

Bezlglich der CO-Pipeline der Fa. Bayer Material Science lagen keine neuen Informationen vor.

3 Angelegenheiten des Stadtentwicklungsausschusses
3.1 1. Nachtragssatzung zur Satzung der Stadt Hilden Uber Gestal- WP 09-14 SV
tung, GroRe und Anzahl von Abstellplatzen fur Fahrrader (Fahr- 61/157

radabstellplatzsatzung) vom 26.05.2011

Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt Hilden beschlief3t nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss aufgrund
der 88 7 und 41 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) [in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt gedndert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 13. Dezember 2011 (GV. NRW S.685)] und des § 86 Abs. 1 Nr. 4 in Verbin-
dung mit 8 51 Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) [vom 07.03.1995 (GV. NRW
S. 218, ber. S. 982) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 01.03.2000 (GV. NRW S. 256),
zuletzt geéndert durch Gesetz vom 22.12.2011 (GV. NRW S.729] die folgende 1. Nachtragssat-
zung zur Fahrradabstellplatzsatzung der Stadt Hilden vom 26.05.2011, in Kraft getreten am
08.06.2011:

81
Anderung von Vorschriften



In § 2 Allgemeine Grundsatze, Abs. 1 wird hinter dem letzten Satz eingefugt:

Wesentliche Anderungen von Anlagen oder wesentliche Anderungen ihrer Benutzung, die
eine nicht nur unerhebliche Steigerung ihres Stellplatzbedarfs zur Folge haben, stehen der
Errichtung gleich.

Hinter 8 4 Anzahl wird ein neuer Paragraph 8§ 4a Abweichungen hinzugefigt:
Unter Beriicksichtigung des Zwecks dieser Satzung und unter Wirdigung der nachbarlichen

Interessen sowie der 6ffentlichen Belange kann die Genehmigungsbehérde gemaf § 73
BauO NRW hinsichtlich der Anzahl Abweichungen von dieser Satzung zulassen.

82
Inkrafttreten

Diese 1. Nachtragssatzung zur Anderung der Fahrradabstellplatzsatzung der Stadt Hilden vom
26.05.2011, in Kraft getreten am 08.06.2011, tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Sie tritt mit der urspriinglichen Fahrradabstellplatzsatzung am 08.06.2016 auf3er Kraft.

Abstimmungsergebnis:

Gegen 4 Nein-Stimmen (dUH-Fraktion) mehrheitlich beschlossen.

3.2

Bebauungsplan Nr. 236A fur den Bereich der Grundstiicke Au- WP 09-14 SV
gustastralie 14 bis 24 / Weiterbildungszentrum ,Altes Helmholtz*: 61/164/1
Abhandlung der Anregungen

Satzungsbeschluss

Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt Hilden beschlief3t nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss:

1.

11

Die Anregungen der Behdrden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange wie
folgt abzuhandeln:

Schreiben des Kreises Mettmann vom 30.08.2012:

Untere Immissionsschutzbehoérde

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Durch die Festsetzung von fensterunab-
hangigen und schallgedammten Liftungseinrichtungen fur Schlafrdume und Kinderzimmer
kann in der relevanten Zeit zwischen 22.00 und 22.30 Uhr ein ausreichender Schallschutz
bei zugleich ausreichender Beliftung bei geschlossenem Fenster innerhalb des allgemei-
nen Wohngebietes WA 3 sichergestellt werden. Weitergehende in der Stellungnahme be-
nannte LarmschutzmalRnahmen an dem Parkplatz (z.B. Einhausung, Reduzierung der
Parkplatzflache oder Stellplatze) sind dagegen nicht vorgesehen, da vorbenannte Mal3-
nahmen einen ausreichenden Schallschutz fiir den kurzen Zeitraum moglicher Uberschrei-
tungen in der Nachtzeit bieten.

Untere Landschaftsbehdrde

Die vorgebrachten Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. In dem



2.1

2.2

landschaftspflegerischen Fachbeitrag wird die externe Ausgleichsflache zeichnerisch und
textlich eindeutig verortet.

Die Anregungen der Birgerinnen und Birger im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung
wie folgt abzuhandeln:

Schreiben der ADFC Ortsgruppe Hilden vom 24.07.2012

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Den Anregungen kann in
Teilen gefolgt werden.

Auf dem Grundstiick des Kultur- und Weiterbildungszentrums ,Altes Helmholtz* befinden
sich bereits im sudlichen und dstlichen Teilbereich insgesamt 42 Fahrradbiigel (offene
Fahrradabstellanlagen). Diese und weitere Fahrradabstellanlagen sind gemaf Bebauungs-
plan als Nebenanlage ausnahmsweise zulassig. Der Bebauungsplan sieht fir das Grund-
stiick des Kultur- und Weiterbildungszentrums lediglich eine planungsrechtliche Sicherung
des Bestandes vor. Neue Nutzungen oder eine neue Bebauung ist nicht mit der Aufstellung
des Bebauungsplanes verbunden. Daher wird grundsatzlich neben den vorhandenen Ab-
stell-anlagen kein zusatzlicher Bedarf fir Fahrradabstellanlagen erkannt.

Grundsatzlich ist festzuhalten, dass der Nachweis Uber die Notwendigkeit von Abstellplat-
zen — auch von Stellplatzen fur Fahrrader — im Baugenehmigungsverfahren auf Grundlage
der Vorgaben des 8§ 51 BauO NRW zu fiihren ist. Auf Bebauungsplanebene kénnen nur
Mdglichkeiten aufgezeigt werden.

Im ruckwartigen Bereich kdnnte jedoch neben dem vorhandenen Miullstandort eine Uber-
dachte Fahrradabstellanlage integriert werden. Die Moéglichkeit fiir eine tGberdachte Fahr-
radabstellanlage ist im Bebauungsplan mit einer GréRe von rd. 18 m? festgesetzt. An dieser
Stelle kénnten die 9 offenen Fahrradabstellanlagen Uberdacht werden. Der Vorgabe, dass
mind. 20 Uberdachte Fahrradabstellanlagen in unmittelbarer Nahe zum Hauptgebaude er-
richtet werden soll, kann nicht entsprochen werden. In unmittelbarer Nahe zum Hauptge-
baude, insbesondere im straBenzugewandten Bereich, sollen keine weiteren Nebenanla-
gen errichtet werden, da hier die Haufung von Nebenanlagen mit den Belangen des Denk-
malschutzes nicht in Einklang zu bringen ist. Das Gebaude ,Altes Helmholtz® ist als Bau-
denkmal in der Denkmalliste der Stadt Hilden eingetragen. Insbesondere der mit den gro-
Ben Platanen bestandene und begrinte Vorbereich an der Gerresheimer Stral3e ist zu er-
halten und nicht durch eine weitere Versiegelung oder eine Bebauung in Anspruch zu neh-
men. Aus diesen Griinden ist eine Uberdachte Fahrradabstellanlage im rlckwartigen Be-
reich vorgesehen, wo diese vertraglich eingebunden werden kann.

Schreiben von Jerzy und Gabriele Jakubiuk vom 29.08.2012

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, den Anregungen wird
nicht gefolgt.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ist neben der planungsrechtlichen Sicherung des
vorhandenen Kultur- und Weiterbildungszentrums eine behutsame Nachverdichtung der bis
zu 85 m tiefen Garten der Bebauung Augustastralie beabsichtigt. Die Stadt Hilden beab-
sichtigt durch die geplante offene Wohnbebauung der Wohnraumvorsorge der Hildener Be-
volkerung gerecht zu werden, dem Wohnraumbedarf nachzukommen und betreibt durch
die Nachnutzung von integrierten Standorten im innerstddtischen Bereich eine aktive
Stadtentwicklungspolitik, welche integrierten und innerstadtischen Grundstiicken den Vor-
zug gegeniber einer neuen und erstmaligen Inanspruchnahme des Aufl3enbereiches gibt.
Somit kann auch dem Ziel eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden geméalid § la
Abs. 2 BauGB Rechnung getragen werden.

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden bis zu zusatzlich 6 Wohneinheiten in



einer eingeschossigen Bauweise als Einzel- oder Doppelhduser vorbereitet. Somit werden
in Bezug auf die PlangebietsgréfRe und der brach liegenden Potenzialflachen im rickwarti-
gen Teil der Augusta- und Gerresheimer Strafl3e nur eine geringe zusatzliche Bebauungs-
madglichkeit geschaffen. Im rickwartigen Bereich, sudlich der geplanten Wohnbebauung
verbleibt eine nicht Gberbaubare Grundstiicksflache eines allgemeinen Wohngebietes, wel-
che weiterhin als Freiraum erhalten bleiben soll. Ferner werden innerhalb dieser Flache
pragende Gehdlze zum Erhalt im Bebauungsplan festgesetzt. Diese Flache war in der Ver-
gangenheit durch Gebaude der vorausgegangenen Schulnutzung sowie entsprechend ver-
siegelte AuRenbereiche genutzt. Somit ist im rlckwartigen Bereich nicht erstmals eine Be-
bauung vorgesehen. Der riickwartige Bereich ist folglich baulich vorgepragt.

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde gemafl § 2 Abs. 4 BauGB eine Umwelt-
prufung durchgefihrt und ein Umweltbericht erstellt. Der Umweltbericht kommt zu dem Er-
gebnis, dass durch die geplanten Anderungen hinsichtlich verschiedener Umweltmedien
und -potenziale Uberwiegend nur geringe bis mittlere Eingriffe verursacht werden, die nicht
im Schwellenbereich zur Erheblichkeit und Nachhaltigkeit liegen. Zusammenfassend lasst
sich feststellen, dass es teilweise zwar zu einer gering bis méRigen Beeintréchtigung durch
die Realisierung des Planvorhabens kommen kann, doch in der Summe keine erheblichen
und dauerhaften negativen Auswirkungen zu erwarten sind. Es ist jedoch an dieser Stelle
anzufiihren, dass es sich bei der Lage des Plangebietes um eine Flache im unmittelbaren
innerstadtischen Kontext handelt. Dementsprechend ist eine gewisse Vorpragung in Bezug
auf Larm-, Licht- und Geruchsimmissionen, Luftschadstoffe sowie klimatischer Aspekte zu
erkennen, welche im urbanen innerstadtischen Bereich nicht mit einer Lage am Standrand
zu vergleichen ist. Hinzu kommt, dass durch die vormalige Nutzung und Bebauung der
rickwartigen Grundstiicksflachen bereits eine weitere Vorpragung zu verzeichnen ist. Die
Planung sieht eine behutsame Nachverdichtung vor, welche sich vertraglich in die vorhan-
dene stadtebauliche Struktur und die umliegenden Bebauungs- und Nutzungsstrukturen
einfliigen kann. Die Stadt Hilden ist der Auffassung, dass die vorliegende Planung Ergebnis
einer sachgerechten Abwagung ist. Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden die
offentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen.

Der zusatzliche Verkehr der max. 6 zusatzlichen Wohngebaude (dies entspricht der Anzahl
an Wohneinheiten) sowie der zusatzlich 7 Stellplatze auf dem Grundstiick des Kultur- und
Weiterbildungszentrums wurde u.a. im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung zum
Bebauungsplan berticksichtigt. Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung ist festzu-
stellen, dass an dem Gebaude Gerresheimer Stral3e durch die vorhandene und genehmig-
te Nutzung des Kultur- und Weiterbildungszentrums bereits im Bestand Uberschreitungen
zu verzeichnen sind. Die zusatzlichen Fahrzeugbewegungen der geplanten Wohnbebau-
ung sowie der zusatzliche Verkehr der 7 neuen Stellplatze werden nicht zu einer nennens-
werten bzw. wahrnehmbaren Erhéhung der Beurteilungspegel an den umliegenden Ge-
bauden fiihren. Aus diesem Grunde ist keine Ertiichtigung oder Erganzung der vorhande-
nen Mauer an der Grundstiicksgrenze vorgesehen. Auch nicht aus dem Grund, da selbst
bei einer Erhéhung der Mauer um bis zu 1,0 m noch immer Uberschreitungen der Immissi-
onsrichtwerte an den Siidfassaden zu verzeichnen waren. Dies wurde auch durch eine er-
ganzende schalltechnische Untersuchung bestatigt. Die Ergebnisse zeigen, dass trotz Er-
hohung der Mauer nach wie vor die Immissionsrichtwerte nach TA-Larm an dem Gebaude
Gerresheimer Stralle 22 in allen Etagen uberschritten werden. Es ist fir das EG und die
Freibereiche zwar eine Verbesserung der Beurteilungspegel zu erwarten, jedoch kann die
Erhéhung der Mauer keinen ausreichenden Schallschutz bieten, um die Immissionsricht-
werte nach TA-Larm einhalten zu kbénnen. Eine solche aktive LarmschutzmalRnahme muss-
te eine Hohe von mind. 9,0 m Hohe aufweisen. Die vorhandene Mauer war Bestandteil des
bereits abgerissenen Erweiterungsbaus der Turnhalle auf dem Grundstiick des heutigen
Weiterbildungszentrums. Urspringlich war die Mauer noch 0,8 m hoéher und baulich mit
dem Erweiterungsbau der Turnhalle verbunden. Bereits im Jahr 2003 wurde der Erhalt der
Mauer bei Abriss der Turnhalle durch ein Ingenieurbiro fir Baustatik geprift. Im Ergebnis




2.3

der Prifung konnte festgestellt werden, dass ein Erhalt dieser Mauer als freistehende
Grenzwand aus statischen Griinden nur méglich ist, sofern die Mauer auf 1,80 m abgetra-
gen wird. Im Rahmen des Abbruchs des Gebaudebestands wurde die Mauer erhalten und
auf die heutige Hohe von 1,80 m abgetragen. Ebenfalls wurde im Jahr 2003 seitens des
Amtes fir Gebdudemanagement die Neuerrichtung einer Mauer mit einer Héhe von 2,80 m
mit Kosten von rd. 80.000 € veranschlagt.

Es ist somit festzustellen, dass eine Erhdéhung der vorhandenen Mauer aus statischen
Grinden nicht moglich ist und im Falle einer Neuerrichtung der Mauer mit einer H6he von
2,80 m nach wie vor Uberschreitungen der Immissionsrichtwerte nach TA-Larm in allen
Geschossen nachts zu erwarten sind. Die fiir die Neuerrichtung erforderlichen Kosten von
mind. 80.000 € (Stand 2003) stehen somit nicht in einem ausgewogenen Verhéltnis zu dem
Nutzen. Insbesondere ist darauf hinzuweisen, dass die Uberschreitungen nachts einen
Zeitraum von lediglich 30 Minuten einnehmen und dass zum Tageszeitraum keine Uber-
schreitungen verzeichnet werden kdnnen. In Bezug auf die Kosten und Nutzen sowie aus
stadtebaulichen Erwagungen ist dies nicht zu beflrworten. Die tempordren Auswirkungen
und Belastungen, welche bei der BaumalRhahme der geplanten Wohngebaude sowie der
ErschlieBung fir die Nachbarschaft entstehen, sind durch die Nachbarschaft hinzunehmen.
Ein Ausgleich oder Neubau von Nebenanlagen auf den Nachbargrundstiicken ist nicht vor-
gesehen, da diese Flachen nicht durch die Baumalinahme in Anspruch genommen werden.

Der Bebauungsplan bereitet mit seinen Festsetzungen keine bauliche Inanspruchnahme
der dreieckigen Grundstiicksflache sudlich der geplanten Wohnbebauung vor. Wie zuvor
ausgefuhrt soll hier eine Freiflache mit dem pragenden Gehdlzbestand erhalten bleiben.
Dies wird durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes sichergestellt. Eine Festlegung,
dass die Flache niemals bebaut werden darf, ist nicht zulassig, hier fehlt es an einer rechtli-
chen Erméachtigungsgrundlage. Dem Rat der Stadt Hilden obliegt es folglich, Gber die Fla-
che bei mdglichen weiteren Bebauungsplananderungen in Zukunft zu entscheiden.

Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes werden keine zuséatzlichen Belastungen fir
die Gerresheimer Stral3e aus verkehrstechnischer Sicht erwartet, welche eine Neuregelung
der Verkehre (LKW-Verkehre) bedingen. Daher werden solche MalRnahmen nicht im Zu-
sammenhang mit dem Bebauungsplan gesehen.

Schreiben von Heinz-Josef Jahn vom 30.08.2012

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, den Anregungen wird
nicht gefolgt.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ist neben der planungsrechtlichen Sicherung des
vorhandenen Kultur- und Weiterbildungszentrums eine behutsame Nachverdichtung der bis
zu 85 m tiefen Garten der Bebauung Augustastralie beabsichtigt. Die Stadt Hilden beab-
sichtigt durch die geplante offene Wohnbebauung der Wohnraumvorsorge der Hildener Be-
volkerung gerecht zu werden, dem Wohnraumbedarf nachzukommen und betreibt durch
die Nachnutzung von integrierten Standorten im innerstadtischen Bereich eine aktive
Stadtentwicklungspolitik, welche integrierten und innerstadtischen Grundstiicken den Vor-
zug gegeniber einer neuen und erstmaligen Inanspruchnahme des Aul3enbereiches gibt.
Somit kann auch dem Ziel eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gemal § la
Abs. 2 BauGB Rechnung getragen werden.

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden bis zu zusatzlich 6 Wohneinheiten in
einer eingeschossigen Bauweise als Einzel- oder Doppelhduser vorbereitet. Somit werden
in Bezug auf die Plangebietsgréf3e und der brach liegenden Potenzialflachen im rickwarti-
gen Teil der Augusta- und Gerresheimer Strafl3e nur eine geringe zusatzliche Bebauungs-
moglichkeit geschaffen. Im rickwartigen Bereich, sudlich der geplanten Wohnbebauung,



verbleibt eine nicht Giberbaubare Grundstiicksflache eines allgemeinen Wohngebietes, wel-
che weiterhin als Freiraum erhalten bleiben soll. Ferner werden innerhalb dieser Flache
pragende Gehdlze zum Erhalt im Bebauungsplan festgesetzt. Diese Flache war in der Ver-
gangenheit durch Gebaude der vorausgegangenen Schulnutzung sowie entsprechend ver-
siegelte AulRenbereiche genutzt. Somit ist im rickwartigen Bereich nicht erstmals eine Be-
bauung vorgesehen. Der rickwartige Bereich ist folglich baulich vorgepragt.

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde gemaR § 2 Abs. 4 BauGB eine Umwelt-
prifung durchgefihrt und ein Umweltbericht erstellt. Der Umweltbericht kommt zu dem Er-
gebnis, dass durch die geplanten Anderungen hinsichtlich verschiedener Umweltmedien
und -potenziale Gberwiegend nur geringe bis mittlere Eingriffe verursacht werden, die nicht
im Schwellenbereich zur Erheblichkeit und Nachhaltigkeit liegen. Zusammenfassend lasst
sich feststellen, dass es teilweise zwar zu einer gering bis maRigen Beeintrachtigung durch
die Realisierung des Planvorhabens kommen kann, doch in der Summe keine erheblichen
und dauerhaften negativen Auswirkungen zu erwarten sind. Es ist jedoch an dieser Stelle
anzufihren, dass es sich bei der Lage des Plangebietes um eine Flache im unmittelbaren
innerstadtischen Kontext handelt. Dementsprechend ist eine gewisse Vorpragung in Bezug
auf Larm-, Licht- und Geruchsimmissionen, Luftschadstoffe sowie klimatischer Aspekte zu
erkennen, welche im urbanen innerstadtischen Bereich nicht mit einer Lage am Standrand
zu vergleichen ist. Hinzu kommt, dass durch die vormalige Nutzung und Bebauung der
rackwartigen Grundstucksflachen bereits eine weitere Vorprédgung zu verzeichnen ist. Die
Planung sieht eine behutsame Nachverdichtung vor, welche sich vertraglich in die vorhan-
dene stadtebauliche Struktur und die umliegenden Bebauungs- und Nutzungsstrukturen
einfliigen kann. Die Stadt Hilden ist der Auffassung, dass die vorliegende Planung Ergebnis
einer sachgerechten Abwagung ist. Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden die
offentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen.

Der zusétzliche Verkehr der max. 6 zusatzlichen Wohngebaude (dies entspricht der Anzahl
an Wohneinheiten) sowie der zusétzlich 7 Stellplatze auf dem Grundstiick des Kultur- und
Weiterbildungszentrums wurde u.a. im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung zum
Bebauungsplan beriicksichtigt. Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung ist festzu-
stellen, dass an dem Geb&ude Gerresheimer Strafl3e durch die vorhandene und genehmig-
te Nutzung des Kultur- und Weiterbildungszentrums bereits im Bestand Uberschreitungen
zu verzeichnen sind. Die zusatzlichen Fahrzeugbewegungen der geplanten Wohnbebau-
ung sowie der zuséatzliche Verkehr der 7 neuen Stellplatze werden nicht zu einer nennens-
werten bzw. wahrnehmbaren Erhéhung der Beurteilungspegel an den umliegenden Ge-
bauden filhren. Aus diesem Grunde ist keine Ertlichtigung oder Erganzung der vorhande-
nen Mauer an der Grundsticksgrenze vorgesehen. Auch nicht aus dem Grund, da selbst
bei einer Erhéhung der Mauer um bis zu 1,0 m noch immer Uberschreitungen der Immissi-
onsrichtwerte an den Sidfassaden zu verzeichnen waren. Dies wurde auch durch eine er-
ganzende schalltechnische Untersuchung bestétigt. Die Ergebnisse zeigen, dass trotz Er-
héhung der Mauer nach wie vor die Immissionsrichtwerte nach TA-Larm an dem Gebéaude
Gerresheimer StralRe 22 in allen Etagen iberschritten werden. Es ist fiir das EG und die
Freibereiche zwar eine Verbesserung der Beurteilungspegel zu erwarten, jedoch kann die
Erhéhung der Mauer keinen ausreichenden Schallschutz bieten, um die Immissionsricht-
werte nach TA-Larm einhalten zu kénnen. Eine solche aktive LarmschutzmalRnahme miss-
te eine Hohe von mind. 9,0 m H6he aufweisen. Die vorhandene Mauer war Bestandteil des
bereits abgerissenen Erweiterungsbaus der Turnhalle auf dem Grundstiick des heutigen
Weiterbildungszentrums. Urspriinglich war die Mauer noch 0,8 m hdéher und baulich mit
dem Erweiterungsbau der Turnhalle verbunden. Bereits im Jahr 2003 wurde der Erhalt der
Mauer bei Abriss der Turnhalle durch ein Ingenieurbiiro fiir Baustatik geprift. Im Ergebnis
der Prifung konnte festgestellt werden, dass ein Erhalt dieser Mauer als freistehende
Grenzwand aus statischen Grinden nur méglich ist, sofern die Mauer auf 1,80 m abgetra-
gen wird. Im Rahmen des Abbruchs des Gebaudebestands wurde die Mauer erhalten und
auf die heutige Hohe von 1,80 m abgetragen. Ebenfalls wurde im Jahr 2003 seitens des
Amtes fiir Gebaudemanagement die Neuerrichtung einer Mauer mit einer H6he von 2,80 m




2.4

mit Kosten von rd. 80.000 € veranschlagt.

Es ist somit festzustellen, dass eine Erhéhung der vorhandenen Mauer aus statischen
Grinden nicht méglich ist und im Falle einer Neuerrichtung der Mauer mit einer H6he von
2,80 m nach wie vor Uberschreitungen der Immissionsrichtwerte nach TA-L&rm in allen
Geschossen nachts zu erwarten sind. Die fiir die Neuerrichtung erforderlichen Kosten von
mind. 80.000 € (Stand 2003) stehen somit nicht in einem ausgewogenen Verhéltnis zu dem
Nutzen. Insbesondere ist darauf hinzuweisen, dass die Uberschreitungen nachts einen
Zeitraum von lediglich 30 Minuten einnehmen und dass zum Tageszeitraum keine Uber-
schreitungen verzeichnet werden kénnen. In Bezug auf die Kosten und Nutzen sowie aus
stadtebaulichen Erwégungen ist dies nicht zu beflrworten. Die temporéren Auswirkungen
und Belastungen, welche bei der Baumal3hahme der geplanten Wohngebaude sowie der
ErschlieBung fir die Nachbarschaft entstehen, sind durch die Nachbarschaft hinzunehmen.
Ein Ausgleich oder Neubau von Nebenanlagen auf den Nachbargrundstiicken ist nicht vor-
gesehen, da diese Flachen nicht durch die Baumalinahme in Anspruch genommen werden.
Sofern der benannte Zaun, der sich im gemeinschaftlichem Eigentum befindet, durch die
Baumafinahme beschadigt oder entfernt wird, ist dieser durch den Verursacher wieder her-
zustellen.

Der Bebauungsplan bereitet mit seinen Festsetzungen keine bauliche Inanspruchnahme
der dreieckigen Grundsticksflache sudlich der geplanten Wohnbebauung vor. Wie zuvor
ausgefuhrt, soll hier eine Freiflache mit dem pragenden Geholzbestand erhalten bleiben.
Dies wird durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes sichergestellt. Die Festsetzung
einer 6ffentlichen Grinflache an dieser Stelle ist jedoch nicht vorgesehen, da entsprechen-
de Kosten fur die Herstellung und Pflege nicht im Haushalt der Stadt Hilden berlcksichtigt
sind.

Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes werden keine zusétzlichen Belastungen fir
die Gerresheimer Stral3e aus verkehrstechnischer Sicht erwartet, welche eine Neuregelung
der Verkehre oder einen Ausbau der StraRenanbindung bedingen. Der zusatzliche Neuver-
kehr kann Uber den vorhandenen Ausbaustand mit abgewickelt werden.

Schreiben von Manfred Troltzsch vom 30.08.2012

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, den Anregungen wird in
Teilen gefolgt.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ist neben der planungsrechtlichen Sicherung des
vorhandenen Kultur- und Weiterbildungszentrums eine behutsame Nachverdichtung der bis
zu 85 m tiefen Garten der Bebauung Augustastral3e beabsichtigt. Die Stadt Hilden beab-
sichtigt durch die geplante offene Wohnbebauung der Wohnraumvorsorge der Hildener Be-
volkerung gerecht zu werden, dem Wohnraumbedarf nachzukommen und betreibt durch
die Nachnutzung von integrierten Standorten im innerstadtischen Bereich eine aktive
Stadtentwicklungspolitik, welche integrierten und innerstadtischen Grundstiicken den Vor-
zug gegeniber einer neuen und erstmaligen Inanspruchnahme des Aul3enbereiches gibt.
So kann auch dem Ziel eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gemaf § 1la Abs.
2 BauGB Rechnung getragen werden. Somit kann auch den Anforderungen der Bauleitpla-
nung, die Berlcksichtigung der Wohnbedirfnisse der Bevélkerung, die Schaffung und Er-
haltung sozial stabiler Bevélkerungsstrukturen, die Eigentumsbildung weiter Kreise der Be-
volkerung und die Anforderungen Kosten sparenden Bauens sowie der Bevolkerungsent-
wicklung gemalR § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB nachgekommen werden. Aus diesen Griinden
liegt ein offentliches Interesse zur Aufstellung des Bebauungsplanes vor.

Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes WA 3 ist eine eingeschossige Bebauung mit ei-
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ner maximal zuldssigen Gebaudehohe von 57,7 m 0 NHN festgesetzt. Somit soll der Pla-
nungsintention entsprochen werden, die Bebauung im Inneren des Plangebietes aufzulo-
ckern und weniger hoch auszubilden. Als Referenzwert fir die zuldssige Geb&udehthe
wird die Bebauung in ,zweiter Reihe“ der Gerresheimer Strale angenommen (GH 57,7 m {
NHN). Unter Berlcksichtigung der vorhandenen Hohenlage des Gelandes, welches im Mit-
tel mit 49,0 m U NHN angegeben werden kann, ist somit eine Bebauung bis zu 8,7 m zulas-
sig. Auch gilt es zu bericksichtigen, dass innerhalb des WA 3 nur eine eingeschossige Be-
bauung zulassig ist. Der Ausbau des Dachs ist folglich nur zuldssig, sofern es sich nicht um
ein Vollgeschoss handelt. Die das WA 3 umgebenden Gebaude langs der Augustastraflle
und der Gerresheimer Stral3e sind in der Regel um mehrere Meter héher. Ferner handelt es
sich in der Regel um eine zwei- bis dreigeschossige Bebauung. Durch die vorgesehenen
Regelungen wird gegentber den umliegenden Stral3en eine stral3enrandbegleitende Be-
bauung mit 2 bis 3 Vollgeschossen gesichert und im Inneren eine Bebauung mit einem
Vollgeschoss planungsrechtlich vorbereitet. Nennenswerte Beeintrdchtigungen werden
durch diese zulassige Bauweise und Gebaudehéhe aus zuvor genannten Griinden nicht
erkannt. Ferner wird darauf hingewiesen, dass die geplanten Gebéaude innerhalb des WA 3
einen Abstand von rd. 50 m gegenuber der Bebauung Gerresheimer Stral3e Nrn. 22 und 24
(Hauptbaukorper) einhalten. Negative Auswirkungen auf die Belichtung und Beliftung so-
wie weitere Nachbarbelange kénnen weder durch den Hauptbaukdrper noch durch Neben-
anlagen bzw. einer grenzstdndigen Garage erkannt werden. Aufgrund der tiefen Garten-
grundstiicke der Gebdude Gerresheimer Strale Nrn. 22 und 24 ist eine Eingrinung der
rickwartigen Gartengrenze problemlos mdglich.

Die Verkehrsbelastungen durch die zusatzlichen PKW-Bewegungen sind bei maximal 6 zu-
satzlichen Einfamilienhdusern nahezu zu vernachlédssigen. Nach Erfahrungswerten kann
da-von ausgegangen werden, dass je Wohneinheit und Tag insgesamt 6 bis 7 Fahrten
ausgeldst werden. Somit werden durch die geplante Bebauung des WA 3 mit maximal 6
Wohneinheiten insgesamt rd. 40 Fahrten je Tag ausgeldst. Im Schnitt kann somit abgeleitet
werden, dass zur Tageszeit im Durchschnitt weniger als 3 Fahrten je Stunde durch die zu-
satzliche Bebauung ausgeldst werden. Die damit zusammenhangenden Larmauswirkungen
werden unter Berticksichtigung der vorhandenen Larmimmissionen (Parkplatz und Gerres-
heimer StralR3e) nicht wahrnehmbar sein. Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes WA 2
werden die auf den riickwartigen Grundstiicksflachen befindlichen Nebenanlagen bzw. Ga-
ragen durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes planungsrechtlich gesichert. An die-
ser Stelle werden ferner die bereits heute nach § 34 BauGB zuldssigen Garagen planungs-
rechtlich gesichert.

Die Hinweise und Anregungen in Bezug auf die Artenschutzprifung werden zur Kenntnis
genommen. Die von ISR durchgeflihrte Artenschutzprifung erfolgte basierend auf die Ver-
waltungsvorschrift zur Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtli-
nien 92/43/EWG (FFH-RL) und 2009/147/EG (V-RL) zum Artenschutz bei Planungs- und
Zulassungsverfahren (VV-Artenschutz) sowie dem Planungsleitfaden ,Artenschutz in der
Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben®.

In Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehdrde sowie der Stadt Hilden wurden im Vor-
feld artenschutzrechtliche Verdachtsfalle im Plangebiet abgefragt und tberprift. So wurde
auf Grund der Biotopausstattung des Plangebietes und den Kenntnissen tber Spechtvor-
kommen, ein Schwerpunkt fir die Artenschutzprifung abgestimmt. Diesen Schwerpunkten,
jedoch auch der Kontrolle von allen potenziell vorkommenden planungsrelevanten Arten,
entsprechend der lokalen Biotopausstattung, wurde im Rahmen der Kartierungen nachge-
gangen.

Auf Grund der klimatischen Gegebenheiten im Rheinland beginnt eine Vielzahl von Vogel-

arten ihre Brutreviersuche bereits ab Dezember, was mit einem Aufsuchen des Plangebie-
tes in erhohter Frequenz verbunden gewesen ware. Tendenziell stellen sich in den Wintern
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immer warmere Temperaturen ein, so wie in den letzten Jahren Schneefreiheit und Tempe-
raturen von bis zu 10-15° C keine Seltenheit waren. In den ersten Wochen und Monaten
des Jahres findet dann verstérkt die Balz in den "Balzarenen" in Nahe der potenziellen
Niststandorte statt. Zudem wird eine Vielzahl von Revieren und Brutstatten bereits besetzt.
Das artspezifische Brutverhalten bzw. der Brutzeitpunkt wird in erster Linie durch die regio-
nalen Klima- und Witterungseinflisse beeinflusst, was in Bezug auf die Lage des Plange-
biet bedeutet, dass sich in den gemaRigten Lagen mit feuchtwarmen Wintern, die Balz- und
Brutphasen tendenziell friher einstellen, als es vergleichsweise in kélteren Regionen der
Fall ist. Somit ist eine adaquate Entwicklungstendenz bzw. Nachweis bereits in den im Gut-
achten genannten Monaten moglich. In der Januarkartierung wurden so die lokalen, unbe-
laubten Geholze nach Altnestern und Baumhdhlen untersucht, um Brutschwerpunkte im
Plangebiet frihzeitig definieren zu kénnen. Mittels der nachfolgenden Marzkartierungen
konnten primar die bestehenden Verdachtsfélle der Spechtarten entkraftet werden, jedoch
auch Ruckschliisse auf weitere planungsrelevante Arten gesammelt werden.

Ergénzend zu den im Artenschutzgutachten genannten Kartierungsterminen fanden lber
den Folgezeitraum projektbezogene Ortstermine im Plangebiet statt, in dessen Rahmen
keine weiteren Zufallsfunde dokumentiert werden konnten. Faktisch wurden die Belange
des Artenschutzes in gebihrendem Umfang gewidrdigt, so dass mit Umsetzung der Pla-
nung keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnde verbunden sind.

Im Nachgang der 6ffentlichen Auslegung wurden im Bebauungsplan in Abstimmung mit
dem Tiefbau- und Grinflachenamt drei weitere GroRb&ume innerhalb der 6ffentlichen Fla-
che zum Erhalt festgesetzt. Ferner wurde die private ErschlieBungsflache in Abstimmung
mit vorgenannten Amt und der Feuerwehr auf das notwendige Mal beschrankt. Den Anre-
gungen kann dahingehend gefolgt werden.

Schreiben von Kanzlei Kapellmann und Partner, in Vertretung von Jutta und Christoph Sei-
fert vom 30.08.2012

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, den Anregungen wird
nicht gefolgt.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ist neben der planungsrechtlichen Sicherung des
vorhandenen Kultur- und Weiterbildungszentrums eine behutsame Nachverdichtung der bis
zu 85 m tiefen Garten der Bebauung Augustastral3e beabsichtigt. Die Stadt Hilden beab-
sichtigt durch die geplante offene Wohnbebauung der Wohnraumvorsorge der Hildener Be-
volkerung gerecht zu werden, dem Wohnraumbedarf nachzukommen und betreibt durch
die Nachnutzung von integrierten Standorten im innerstadtischen Bereich eine aktive
Stadtentwicklungspolitik, welche integrierten und innerstadtischen Grundstiicken den Vor-
zug gegeniber einer neuen und erstmaligen Inanspruchnahme des Aul3enbereiches gibt.
Somit kann auch dem Ziel eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gemal § la
Abs. 2 BauGB Rechnung getragen werden.

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden bis zu zusatzlich 6 Wohneinheiten in
einer eingeschossigen Bauweise als Einzel- oder Doppelhdauser vorbereitet. Somit werden
in Bezug auf die PlangebietsgrofRe und der brach liegenden Potenzialflachen im rickwarti-
gen Teil der Augusta- und Gerresheimer Stral3e nur eine geringe zuséatzliche Bebauungs-
maoglichkeit geschaffen. Im riickwartigen Bereich, sudlich der geplanten Wohnbebauung,
verbleibt eine nicht Giberbaubare Grundstiicksflache eines allgemeinen Wohngebietes, wel-
che weiterhin als Freiraum erhalten bleiben soll. Ferner werden innerhalb dieser Flache
pragende Geholze zum Erhalt im Bebauungsplan festgesetzt. Diese Flache wurde in der
Vergangenheit durch Gebaude der vorausgegangenen Schulnutzung sowie entsprechend
versiegelte AuRenbereiche genutzt. Somit ist im rlickwartigen Bereich nicht erstmals eine
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Bebauung vorgesehen. Der rickwartige Bereich ist folglich baulich vorgepragt.

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde gemaR § 2 Abs. 4 BauGB eine Umwelt-
prufung durchgefihrt und ein Umweltbericht erstellt. Der Umweltbericht kommt zu dem Er-
gebnis, dass durch die geplanten Anderungen hinsichtlich verschiedener Umweltmedien
und -potenziale Gberwiegend nur geringe bis mittlere Eingriffe verursacht werden, die nicht
im Schwellenbereich zur Erheblichkeit und Nachhaltigkeit liegen. Zusammenfassend lasst
sich feststellen, dass es teilweise zwar zu einer gering bis maRigen Beeintrachtigung durch
die Realisierung des Planvorhabens kommen kann, doch in der Summe keine erheblichen
und dauerhaften negativen Auswirkungen zu erwarten sind. Es ist jedoch an dieser Stelle
anzufiihren, dass es sich bei der Lage des Plangebietes um eine Flache im unmittelbaren
innerstadtischen Kontext handelt. Dementsprechend ist eine gewisse Vorpragung in Bezug
auf Larm-, Licht- und Geruchsimmissionen, Luftschadstoffe sowie klimatischer Aspekte zu
erkennen, welche im urbanen innerstadtischen Bereich nicht mit einer Lage am Standrand
zu vergleichen ist. Hinzu kommt, dass durch die vormalige Nutzung und Bebauung der
rickwartigen Grundstiicksflachen bereits eine weitere Vorpragung zu verzeichnen ist. Die
Planung sieht eine behutsame Nachverdichtung vor, welche sich vertraglich in die vorhan-
dene stadtebauliche Struktur und die umliegenden Bebauungs- und Nutzungsstrukturen
einfiigen kann. Die Stadt Hilden ist der Auffassung, dass die vorliegende Planung Ergebnis
einer sachgerechten Abwéagung ist. Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden die
offentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen.

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde ein landschaftspflegerischer Fachbeitrag
erarbeitet. Innerhalb des landschaftspflegerischen Fachbeitrags wurden die mit der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes zusatzlichen ausgelésten Eingriffe in den Naturhaushalt ermit-
telt, bewertet und entsprechende Kompensationsmaflinahmen dargestellt. Der in den land-
schaftspflegerischen Fachbeitrag benannte Obstbaum befand sich auf dem Flurstiick 1182,
dieser wurde jedoch in den vergangenen Jahren entfernt, da dieser Baum abgangig war.
Dass eben dieser Baum entfernt wurde, schlie3t jedoch nicht aus, dass heute weitere Obst-
baume innerhalb der Gartenflachen vorhanden sind. Im Rahmen der artenschutzrechtlichen
Prufung erfolgten Freilandkartierungen, bei denen auch mégliche Nist- und Brutbdume im
Plangebiet untersucht wurden. hin. Dabei wurde auch verstarkt auf im Bau befindliche Nes-
ter sowie Hohlen und Spalten in Baumen geachtet.

Der zusatzliche Verkehr der max. 6 zusatzlichen Wohngebaude (dies entspricht der Anzahl
an Wohneinheiten) sowie der zusatzlich 7 Stellplatze auf dem Grundstiick des Kultur- und
Weiterbildungszentrums wurde u.a. im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung zum
Bebauungsplan bericksichtigt. Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung ist festzu-
stellen, dass an dem Gebaude Gerresheimer Stral3e durch die vorhandene und genehmig-
te Nutzung des Kultur- und Weiterbildungszentrums bereits im Bestand Uberschreitungen
zu verzeichnen sind. Die zusatzlichen Fahrzeugbewegungen der geplanten Wohnbebau-
ung sowie der zusatzliche Verkehr der 7 neuen Stellplatze werden nicht zu einer nennens-
werten bzw. wahrnehmbaren Erh6hung der Beurteilungspegel an den umliegenden Ge-
bauden fuhren. Insbesondre werden auf Grund der Entfernung zu dem Emissionsort (Park-
platz, Stellplatze) keine nennenswerten Auswirkungen bzw. wahrnehmbare Erhéhung der
Beurteilungspegel an den Gebauden an der Augustastralle bzw. dessen Freibereiche zu
verzeichnen sein. Hier kann eindeutig in der schalltechnischen Untersuchung dargestellt
werden, dass die Immissionsrichtwerte nach TA La&rm zum Tages- sowie Nachtzeitraum
nicht erreicht oder tberschritten werden. Die beflirchteten negativen Auswirkungen kénnen
somit nicht bestatigt oder begriindet werden.

Wie zuvor ausgefiihrt, umfasst der Geltungsbereich des Bebauungsplanes die Grund-
sticks-flachen des Kultur- und Weiterbildungszentrums, ein Teil der Wohnbebauung an der
Gerres-heimer StralBe sowie die vorhandene und geplante Wohnbebauung an der Au-
gustastralRe. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll fur die Grundstiicksflachen des
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Kultur- und Weiterbildungszentrums eine planungsrechtliche Sicherung des Bestandes ein-
hergehen. Ferner ist an dieser Stelle eine Bereinigung der zum Teil widersprechenden
Festsetzungen des rechtskraftigen Durchfiihrungsplanes aus dem Jahr 1958 erforderlich.
Darlber hinaus ist die vorhandene und anschlieRende Wohnbebauung im nérdlichen An-
schluss ebenfalls innerhalb des Geltungsbereiches integriert, um entsprechenden Auswir-
kungen durch das Vorhaben mittels ggf. erforderlicher Festsetzungen zu begegnen. Ferner
werden die tiefen Grundsticksflachen der Bebauung Augustastrale in den Geltungsbe-
reich integriert, um die gewtlinschte behutsame Nachverdichtung planungsrechtlich zu er-
mdglichen. Die stadtebauliche Rechtfertigung der Planaufstellung ist zuvor sowie in der
Begriindung zum Bebauungsplan erlautert und ausgefuhrt. Mit der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes soll eine geordnete stadtebauliche Entwicklung auf Grundlage des Baugesetz-
buches vorbereitet werden. Somit kann auch den Anforderungen der Bauleitplanung, die
Berucksichtigung der Wohnbedurfnisse der Bevdlkerung, die Schaffung und Erhaltung so-
zial stabiler Bevdlkerungsstrukturen, die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevolkerung
und die Anforderungen kostensparenden Bauens sowie der Bevdlkerungsentwicklung ge-
maRk 8§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB nachgekommen werden. Aus diesen Grunden liegt ein offent-
liches Interesse zur Aufstellung des Bebauungsplanes vor. Dem Vorwurf, dass der Bebau-
ungsplan allein privaten Interessen dient, wird zurtickgewiesen.

3. Im Ubrigen sind die wahrend der frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1
BauGB und der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 1
BauGB eingegangenen Anregungen nicht anders zu bewerten, als bereits im Offenlagebe-
schluss des Rates vom 04.07.2012 (Sitzungsvorlage WP 09-14 SV 61/143) beschlossen.
Es wird insoweit auf den Beschluss vom 04.07.2012 verwiesen.

4. Den Bebauungsplans Nr. 236A gem. der 88 7 und 41 der Gemeindeordnung NW vom
14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der zurzeit glltigen Fassung sowie 810 Abs. 1 BauGB
(Baugesetzbuch) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.September 2004
(BGBI. | S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. |
S. 1509) gedndert wurde, als Satzung.

Das Plangebiet liegt nérdlich der Hildener Innenstadt. Das Plangebiet umfasst die Flursti-
cke 252, 254, 255, 256, 257, 262, 263, 534, 546, 931 (in Teilen), 1117, 1118, 1119 1120,
1121, 1122, 1142, 1143, 1182 und 1183 der Flur 50, Gemarkung Hilden. Das Plangebiet
befindet sich in unmittelbarer Nahe zur Innenstadt. Die Gro3e des Plangebietes betragt rd.
1,6 ha.

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes ist beabsichtigt, die tiefen riickwartigen Gar-
ten-flachen der Bebauung AugustastralRe zu entwickeln und einer wohnbaulichen Nutzung
zuzufihren. Neben der wohnbaulichen Nachverdichtung ist mit der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes auch die planungsrechtliche Sicherung der vorhandenen Wohnbebauung an
der Augustastrafe und der Gerresheimer Straf3e sowie der Gemeinbedarfseinrichtungen
vorgesehen.

Der Sitzungsvorlage liegt die Begrindung inklusive Umweltbericht mit Stand vom
04.10.2012 zugrunde.

Abstimmungsergebnis:

Mit 22 Ja-Stimmen (Fraktionen CDU, SPD, dUH und Birgermeister) gegen 4 Nein-Stimmen
(Bundnis90/Die Grunen) und 18 Enthaltungen (tbrige Fraktionen und Rm. Urban) mehrheitlich
beschlossen.
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4 Allgemeine Ratsangelegenheiten

4.1 Umbesetzung in Ausschissen und Fraktionswechsel in der FL WP 09-14 SV
01/094

Beschlussvorschlag:
Der Rat der Stadt Hilden wahlt und beruft
a) nach dem Mandatsverzicht von Ratsmitglied Alfred Will auf Vorschlag der BA/CDf-Fraktion:

in die Verbandsversammlung VHS Hilden-Haan
als 3. stellv. Mitglied fir RM Markus HantenRM Dr. Christina Krasemann-Sharma

b) auf Vorschlag der FL-Fraktion

in den Haupt- und Finanzausschuss
als stimmberechtigtes Mitglied RM Friedhelm Burchartz
(anstelle von RM Dr. Heimo Haupt)

in den Haupt- und Finanzausschuss
als stellv. Mitglied RM Dr. Heimo Haupt
(anstelle von RM Friedhelm Burchartz)

in den Stadtentwicklungsausschuss
als stimmberechtigtes Mitglied RM Friedhelm Burchartz
(anstelle von RM Dr. Heimo Haupt)

in den Stadtentwicklungsausschuss
als stellv. Mitglied RM Dr. Heimo Haupt
(anstelle von RM Friedhelm Burchartz)

Ferner nimmt der Stadt Hilden davon Kenntnis, dass ab 31.10.2012 Herr Friedhelm Burchartz ge-
maf FL-Satzung turnusmaRig fur ein Jahr den Fraktionsvorsitz der FL Gbernimmt. Herr Dr. Heimo
Haupt wird fur ein Jahr die Funktion des stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden bernehmen.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen

4.2  Moglicher Erwerb der Anteile von der West GKA an der GKA WP 09-14 SV
Grundsticksgesellschaft Hilden mbH 20/083/1

Der Stadtkammerer, Herr Klausgrete, wies darauf hin, dass in den zusatzlichen Erlauterungen in
den letzten beiden Abséatzen versehentlich von einem Anteilserwerb durch die SMH von 10,1 %
die Rede sei; richtigerweise musse es hier auch 10,3% heil3en.

Die Fraktionen BA/CDf und dUH stimmten dem Beschlussvorschlag grundsatzlich zu, baten aber
vorab um Abstimmung dariiber, ob die Anteile von der Grundstiicksgesellschaft oder der Stadt-
marketinggesellschaft erworben werden sollen. Dementsprechend konkretisiert sei dann auch die
verbindliche Auskunft einzuholen.
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Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt Hilden beschliel3t zur Klarung der Frage, ob ein Anteilskauf der GKA-Anteile
Grunderwerbsteuer auslost, beim Finanzamt eine verbindliche Auskunft zu beantragen. Die ge-
samten Aufwendungen von 12.000,- € werden im Produkt 010901 ,Haushaltsangelegenheiten”
Uberplanmafiig bereitgestellt.

(Deckung: Mehrertrage Gewerbesteuer, Sachkonto 401300, Produkt 160101)

Abstimmungsergebnisse:

Beantragung einer verbindlichen Auskunft fir den Anteilserwerb durch die Grundstticksgesell-
schaft Hilden mbH:

14 Ja (Fraktionen BA/CDf, dUH und FL)

4 Enthaltungen (Fraktion Bundnis90/Die Griinen)

26 Nein (Fraktionen CDU, SPD, FDP, Rm. Urban und Birgermeister)

Beantragung einer verbindlichen Auskunft fir den Anteilserwerb durch die Stadtmarketing Hilden
mbH:

26 Ja (Fraktionen CDU, SPD, FDP, Rm. Urban und Blrgermeister)

4 Enthaltungen (Fraktion Biindnis90/Die Griinen)

14 Nein (Fraktionen BA/CDf, dUH und FL)

4.3 Besetzung der Einigungsstelle nach § 67 Landespersonalvertre- WP 09-14 SV
tungsgesetz (LPVG) 10/056

Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt Hilden bestellt fir die Einigungsstelle nach § 67 Landespersonalvertretungsge-
setz fur das Land Nordrhein-Westfalen fir die laufende Wahlperiode des Personalrates (bis
30.06.2016)

Herrn David Hagen, Richter am Arbeitsgericht Duisburg,
zum Vorsitzenden

und

Herrn Jens-Marek Pletsch, Richter am Arbeitsgericht Essen,
zum stellvertretenden Vorsitzenden.

Die sechs Beisitzerinnen und Beisitzer (je drei Beisitzer/innen aus der Verwaltung und dem Perso-
nalrat) werden fiir das jeweilige Einigungsstellenverfahren benannt.

Der Rat der Stadt ermachtigt den Birgermeister, die fiir eine Verhandlung der Einigungsstelle von
der obersten Dienstbehérde jeweils zu bestimmenden drei Beisitzer/innen der Verwaltung dem
Vorsitzenden der Einigungsstelle zu benennen.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen
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4.4  Untersuchung der Gesamtverwaltung durch das Beratungsunter- WP 09-14 SV
nehmen Public Sector Managementberatung GmbH (BSL) 10/057
hier. Sachstand zur Umsetzung der BSL-Ergebnisse

Der Rat der Stadt Hilden nahm Kenntnis von den Umsetzungsergebnissen aus der BSL-
Untersuchung zur langfristigen Haushaltskonsolidierung.

5 Haushalts- und Geblihrenangelegenheiten
5.1  Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung zur Gberplanmafi- WP 09-14 SV
gen Bereitstellung von Haushaltsmitteln 51/212

Die Vertreter der Fraktionen machten deutlich, dass die schnelle und unburokratische Hilfeleistung
der Verwaltung gut und richtig gewesen sei, dies aber kein Prazedenzfall darstellen dirfe. Die
Verwaltung wurde daher gebeten, die Schulen diesbeztiglich anzuschreiben und auf notwendige
Verfahrensvorgaben hinzuweisen.

Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt Hilden

1) genehmigt die als Anlage beigefligte, von Herrn Birgermeister Horst Thiele mit Herrn stellver-
tretenden Blrgermeister Norbert Schreier am 24.09.2012 gemal3 § 60 Abs. 1 GO NRW ge-
fasste Dringlichkeitsentscheidung:
,Die Verwaltung wird beauftragt, fur die Studienfahrten des Abiturjahrgangs 2013 beim Kos-
tentrager 0301040010 -Bereitstellung der Sachausstattung HGH- Giberplanmafiig Haushalts-
mittel in H6he von

18.000,00 €

beim Sachkonto 527900 ,sonstige Aufwendungen fir Sachleistungen® bereitzustellen. De-
ckungsmittel stehen tber die Mehrertrage bei der Gewerbesteuer zur Verfligung.”,

2) reduziert den per Dringlichkeitsentscheidung bewilligten Betrag um 2.274,- € auf 15.726,- €.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen
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6 Antrage

6.1 Neues Logo der Stadt - Antrag der Fraktion BA/CDf WP 09-14 SV
01/095

Rm. Schnatenberg/BA/CDf beméngelte, dass der Antrag seiner Fraktion erst auf dieser Sitzung
des Rates auf die Tagesordnung gesetzt wurde. Zwischenzeitlich habe sich das Thema Uber die
Zeit erledigt, so dass er den Antrag zuriickziehe.

Rm. Buschmann/CDU wies jedoch darauf hin, dass bei den Blrgerinnen und Burgern der Unter-
schied zwischen Wappen und Logo noch nicht eindeutig klar sei. Sie habe daher die Bitte an die
Verwaltung, dies noch einmal deutlich zu machen.

6.2  Antrag der Fraktion BA/CDf vom 19.9./21.09.2012 WP 09-14 SV
hier: Beratung der Grundsatzfrage zum Verkauf der Immobilie Hei- 01/093
ligenstralRe 13 in 6ffentlicher Ratssitzung

Rm. Reffgen/BA/CDf erklarte, die SV wiirde am Antrag seiner Fraktion vorbeigehen, zumal sie
auch keine inhaltliche Diskussion vorsehe. In der Sache hatten seine Fraktion und die Verwaltung
offensichtlich unterschiedliche Rechtsauffassungen, die gegebenenfalls gerichtlich geklart werden
mussten.

Birgermeister Thiele entgegnete, dass er den Tagesordnungspunkt, auf die Tagesordnung gesetzt
habe. Damit sei er dem Antrag der BA/CDf-Fraktion gefolgt. Im vorliegenden Fall habe er jedoch
im Hinblick auf die Begrtiindung des Antragstellers, die rechtlich nicht haltbar sei, sich nach rechtli-
cher Prifung und Abstimmung mit der Kommunalaufsicht das Recht heraus genommen, dagegen
zu argumentieren. Im Ubrigen sei hier und jetzt die Moglichkeit einer inhaltlichen Diskussion gege-
ben, ebenso stehe es seiner Fraktion frei, weitere Antrage zu Abstimmung zu stellen.

Rm. Prof. Bommermann/dUH erwiderte, dass dies eine intensive Beratung in den Fraktionen vo-
raussetze, fir die sie ausfuhrliche Informationen von der Verwaltung benétigten, die auch mogliche
Alternativen aufzeige, beispielsweise die Uberlassung des Grundstiicks im Wege der Erbpacht.

Auch Rm. Dr. Haupt/FL erklarte, seine Fraktion wolle sich Zeit nehmen und die Frage des Verkau-
fes in Ruhe diskutieren. Seiner Auffassung nach solle heute nur dartiber abgestimmt werden, ob
der Rat in seiner nachsten Sitzung Uber die Thematik reden mdchte.

Rm. Alkenings/SPD verwies darauf, dass die Aufgabe des Geb&udes und Verwertung des Grund-
stiicks bereits im Rahmen der Haushaltsplanberatungen diskutiert wurde, mithin die Thematik be-
reits Uber ein halbes Jahr im Raume stehe. Unabhdngig davon betonte sie nochmals, dass aus-
weislich den Ausfuihrungen der Verwaltung eine offentliche Grundsatzentscheidung, ob ein Grund-
stiick verkauft werden solle oder nicht, rechtlich nicht notwendig wére.

Birgermeister Thiele bot an, im Sinne der Ausfiihrungen von Dr. Haupt Gber den Antragstext der
Fraktion BA/CDf abzustimmen.

Rm. Dr. Schnatenberg/BA/CDf beantragte hierauf eine kurze Sitzungsunterbrechung

Nach der Sitzungsunterbrechung liel3 Birgermeister Thiele Uber den Antrag der BA/CDf- Fraktion
abstimmen.
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Antragstext:

"Die Fraktion BA/CDf beantragt, die Grundsatzfrage, ob das Grundstick Heiligenstr. 13 verauf3ert
wird, in 6ffentlicher Ratssitzung zu beraten und bittet den Blrgermeister, einen entsprechenden
Tagesordnungspunkt zwecks Beratung und Beschlussfassung auf die Tagesordnung der nachsten
Ratssitzung zu setzen."

Abstimmungsergebnis:
Bei 4 Ja-Stimmen (Fraktion Biindnis90/Die Griinen) gegen 26 Nein Stimmen (Fraktionen SPD,
CDU, FDP, Rm. Urban und Burgermeister) mehrheitlich abgelehnt.

Die Fraktionen BA/CDf, dUH und FL haben sich an der Abstimmung nicht beteiligt.

7 Mitteilungen und Beantwortungen von Anfragen
keine
8 Entgegennahme von Anfragen und Antragen

8.1 Anfrage DUH - Tempo 30 auf dem Westring

Rm. Prof. Bommermann/dUH wies darauf hin, dass auf dem Westring zwischen der Stral3e Auf
dem Sand und Schalbruch eine Tempobegrenzung auf 30 km/h eingerichtet wurde. Dies fiihre
mittlerweile dazu, dass der Schwerlastverkehr Schleichwege durch innerstadtisches Gebiet be-
nutzt.

Burgermeister Thiele erwiderte, dass dies der Verwaltung bekannt sei und bereits mit dem Lan-
desstraenamt im Gesprach sei.

8.2  Anfrage BA/CDf - Nutzungsrecht Ellen-Wiederhold-Platz

Rm. Dr. Schnatenberg reichte fur die BA/CDf — Fraktion folgende Anfrage ein:

Anlasslich einer von unserer Fraktion wahrgenommen Akteneinsicht in Sachen Nutzung Ellen-
Wiederhold-Platz mussten wir Folgendes feststellen:

Vor zwei Jahren hat die Stadt Hilden, vertreten durch den Blrgermeister, Horst Thiele, und den
Ersten Beigeordneten, Norbert Danscheidt, mit Herrn Manfred Kluth einen Nutzungsvertrag Gber
alle wesentlichen Flachen des Ellen-Wiederhold-Platzes abgeschlossen. Nach diesem Vertrag, der
keinerlei Gegenleistungen von Herrn Kluth vorsieht, ist Herr Kluth auf Lebenszeit berechtigt, den
Ellen-Wiederhold-Platz fir seine gastronomischen Zwecke exklusiv zu nutzen. Einzige Ausnahme
davon sind stadtische Veranstaltungen, die die Stadt rechtzeitig vorher bei Herrn Kluth anmelden
muss.
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Kindbar ist diese Vereinbarung nur durch Herrn Kluth. Die Stadt hat kein Kiindigungsrecht.

Damit wird fir alle Zeiten die alleinige Nutzung dieser stadtischen Immobilie ausschlief3lich auf
Herrn Kluth Gbertragen. Mitbewerber welcher Art auch immer werden dauerhaft von der Nutzung
dieses offentlichen Platzes, der mit 6ffentlichen Geldern hergestellt wurde, ausgeschlossen.

In diesem Zusammenhang fragt die Fraktion BURGERAKTION die Verwaltung:

1. Halten Sie die dauerhafte, entschadigungslose Weggabe offentlichen Besitzes fir ein Ge-
schaft der laufenden Verwaltung? Warum wurden die zustandigen politischen Gremien
nicht um Zustimmung ersucht?

2. Aufgrund welcher Entscheidungsparameter wurde dieser fur die Stadt hochst nachteilige
und den Wettbewerb beschrankende Vertrag geschlossen?

8.3 Antrag Bundnis90/Die Griinen - Car-Sharing

Rm. Bartel reichte fur die Fraktion Biindnis90/Die Griinen folgenden Antrag ein:

1. Die Verwaltung ermittelt bei den innerstadtischen Haushalten das Interesse am Car-
sharing (z.B. mit Hilfe von Fragebdgen).

2. Bei positiver Resonanz nimmt die Verwaltung mit Carsharing-Betreibern Kontakt mit dem
Ziel auf, einen entsprechenden Stiitzpunkt einzurichten. Sie sucht ferner in der Stadtmitte
— unter, Berlcksichtigung von Parkhausern und Tiefgaragen - nach geeigneten Standor-
ten fur eine Carsharing-Station.

3. Bei der Planung einer Carsharing-Station sind u.a. die Stadtwerke Hilden (Stichwort Elekt-
romobilitat) und der VRR einzubeziehen.

Begrindung:

In den letzten Jahren hat Carsharing an Beliebtheit in der Bevilkerung gewonnen. So gibt es in
Dusseldorf inzwischen Angebote mehrerer Unternehmen — zum Teil in Zusammenarbeit mit dem
VRR.

Besonders die Bewohnerinnen und Bewohner der Innenstadt kbnnten an einem Carsharing-
Angebot in Hilden interessiert sein. Viele von ihnen sind im Ruhestand und daher h&ufig nicht
auf die tagliche Nutzung eines PKWs angewiesen. Zudem ist das Parkplatzangebot im Stadt-
kern beschrankt.

Die Bewohnerinnen und Bewohner der Innenstadt konnen die meisten Geschafte und Frei-
zeitangebote fuRlaufig erreichen und ein groRes OPNV-Angebot nutzen.

Carsharing tragt dazu bei, PKW-Fahrten auf das Notwendige zu beschréanken. Es stellt dadurch
einen Beitrag zum Klimaschutz dar.
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8.4  Anfrage Biundnis90/Die Griinen - Hausmeisterkonzept

Rm. Bartel reichte fur die Fraktion Biindnis90/Die Grinen folgende Anfrage ein:

Vor einigen Monaten wurde in Hilden ein neues Hausmeisterkonzept eingefuihrt mit dem Ziel
Stellen zu reduzieren.

Anfrage:

1. Liegen seitens der Schulen und anderer stadtischer Einrichtungen Riickmeldungen tber die
bisher gemachten Erfahrungen mit dem neuen Hausmeisterkonzept vor?

2. Falls ja, welche Kritikpunkte wurden geauf3ert / welche positiven Auswirkungen wurden
genannt?

3. Gibt es Leistungen, die zuvor von den Hausmeistern erbracht wurden, nun aber ,einge-
kauft" werden mussen?

4. Wenn ja, welche sind dies und welche Kosten sind dadurch bislang entstanden?

5. Sollten die betroffenen Einrichtungen noch nicht zu den Auswirkungen des neuen Haus-
meisterkonzeptes befragt worden sein, mdchten wir gerne wissen:

Wann beabsichtigt die Verwaltung eine Befragung durchzufiihren?

Wann werden die Fraktionen Uber die Ergebnisse informiert?

8.5 Anfrage DUH - Schrammborde an den Auf- und Abfahrten der A
46

Rm. Horzella reichte fur die dUH-Fraktion folgende Anfrage ein:

Auf der Hochdahler StraRe zwischen den Auf- und Abfahrten der A 46 und der Autobahnbri-
cke stehen auf den Randstreifen Fahrbahnteiler, sog. Schrammborde.

Vermutlich sollen diese dazu dienen, die Randstreifen nicht zu befahren.

Zwischenzeitlich sind gut erkennbar mehrere dieser Schrammborde aus dem urspriinglichen
Standort stark verschoben worden und stehen ungeordnet auf dem Grinstreifen. Darlber hinaus
ist der Standtreifen stark vermuillt und die Schrammborde sind mit Unkraut stark Giberwachsen.

Die Hochdahler Stral3e ist eine Einfahrtsstraf3e nach Hilden oder auch ein "Eingangstor" nach
Hilden.

Dem Besucher unserer Stadt wird durch den beschriebenen Umstand kein "guter erster Ein-
druck" vermittelt.

Sieht sich die Verwaltung in der Lage beim Stralienbaulasttrager der Hochdahler Stra-
3e Abhilfe erreichen zu konnen?

Wir bitten um schriftliche Beantwortung.
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Ende der Sitzung: 18:55 Uhr

Bilrgermeister Horst Thiele Roland Becker
Vorsitzender Schriftfihrer/in

-22.-



	Anwesenheit
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_Text2
	BM_Text3
	AbstimmungK
	Nummer
	Betreff
	Vorlage
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Beschlussnummer
	Zu
	BM_Text4
	BM_Text5

